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C.
Verfahrensbedingungen
zur Ausschreibung „Integrative Entwurfsplanung eines Prototyps
für ein Mini-Gästehaus im Welterbe Oberes Mittelrheintal“


Bearbeitungszeitraum vom 10.12.2018 bis 15.04.2019





Auftraggeber:
Entwicklungsagentur Rheinland-Pfalz e.V.
Adolf-Kolping-Straße 4
55116 Mainz






zur Information
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[bookmark: _Toc528319786]
Verfahrensgrundlage
Dieser Auftrag wird als freiberufliche Leistung in Anlehnung an die Vergabeordnung für Leistungen (VOL/A) vergeben.

[bookmark: _Toc528319787]Ausschreibende Stelle und Auftraggeber 
Ausschreibende Stelle und Auftraggeber ist die Entwicklungsagentur Rheinland-Pfalz e.V. (EA) mit Sitz in Mainz.

[bookmark: _Toc528319788]Kommunikation während des Vergabeverfahrens
Die Vergabeunterlagen enthalten nach Ansicht des Auftraggebers alle relevanten Informationen, die zur Einreichung eines ordnungsgemäßen Angebots erforderlich sind. Auskünfte werden daher nicht erteilt.

[bookmark: _Toc528319789]Abgabefrist der Angebote
Das Angebot muss bis spätestens 
	Montag, den 26.11.2019 um 12:00 Uhr (MESZ)
beim Auftraggeber vorliegen.

Es ist an die folgende E-Mailadresse zu senden: schnepf-orth@ea-rlp.de

Das elektronische Angebot muss vollständig vor dem Ablauf der Angebotsfrist eingegangen sein. Wichtig ist also nicht der Zeitpunkt an dem die Übermittlung des Angebotes begonnen wurde, sondern wann das Angebot vollständig eingeht, also der „Upload“ auf dem Server abgeschlossen wurde. Um den rechtzeitigen Eingang von elektronischen Angeboten sicher zu stellen, sollte der Bieter die Kapazität seines Internetanschlusses sowie die Größe des Angebots berücksichtigen.

[bookmark: _Toc528319790]Formvorschriften des Angebotes
[bookmark: _Toc526764395][bookmark: _Toc526763069]Das Angebot ist in elektronischer Form im PDF-Format in einem Dokument (!) per E-Mail fristgerecht einzureichen. 

[bookmark: _Toc528319791]Verwendung und Rückgabe der Vergabeunterlagen
Die Vergabeunterlagen dürfen ausschließlich zur Angebotserstellung verwendet werden. Jegliche Veröffentlichung oder Weitergabe an Dritte ist verboten.

Wird von einer Angebotsabgabe abgesehen, sind alle Auftragsunterlagen zu vernichten und zu löschen. Dies gilt ebenfalls im Falle einer Absage durch die EA.

[bookmark: _Toc528319792]Weitere Fristen
Nach Prüfung und Bewertung aller Angebote erfolgt die Vergabeentscheidung.
Der Zuschlag wird voraussichtlich in KW 50 2018 erteilt.

Die Gültigkeit der Angebote (Bindefrist) hat sich deshalb bis mindestens zum 31.12.2018, 12 Uhr zu erstrecken.

[bookmark: _Toc528319793]Aufhebung der Ausschreibung 
Eine teilweise oder vollkommene Aufhebung dieses Verfahrens wird den Bietern schriftlich mitgeteilt.

[bookmark: _Toc528319794]Berichtigung, Ergänzung oder Änderung
Berichtigungen, Ergänzungen oder Änderungen am eingereichten Angebot sind zulässig, sofern diese innerhalb der Abgabefrist formal korrekt erfolgen. Diese müssen schriftlich eingereicht werden.
Berichtigungen, Ergänzungen oder Änderungen am eingereichten Angebot sind unzulässig, sofern diese nach Ablauf der Abgabefrist eingehen. Ein Verstoß führt zum Ausschluss des Angebots aus dem Vergabeverfahren. 

[bookmark: _Toc528319795] Vertraulichkeit / Verschwiegenheitspflicht
Die gesamten Ausschreibungsunterlagen sind vertraulich zu behandeln und dürfen nur mit Einverständnis der EA veröffentlicht oder an Dritte weitergegeben werden.

Die zur Leistungserbringung eingesetzten Mitarbeiter sowie Unterauftragnehmer verpflichten sich, die Daten vertraulich zu behandeln, nicht weiterzugeben oder zu veröffentlichen und Stillschweigen zu bewahren.

Es gelten die Regelungen der EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), des Landesdatenschutzgesetzes Rheinland-Pfalz (LDSG RLP) und des neuen Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG-neu) in der bei Veröffentlichung der Angebotsunterlagen gültigen Fassung. Dies gilt auch für Unterauftragnehmer.

[bookmark: _Toc528319796] Vergütung
Die Angebotserstellung wird nicht vergütet.

[bookmark: _Toc528319797] Vertragsbestandteile
Der Auftraggeber schließt nach Auswahl des Auftragnehmers einen Vertrag mit diesem ab.
Folgende Anlagen sind Bestandteil des Vertrags:
· A-Leistungsbeschreibung Auftragsgegenstand
· B-Angebotsformular
· C-Verfahrensbedingungen
· D-Eigenerklärung
· sowie bei Erfordernis E-Bietergemeinschaft
· sowie bei Erfordernis F-Nachunternehmer
Hinweis: Die Einreichung der eigenen allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) durch den Bieter oder Änderungen der Vertragsbestandteile sind unzulässig und führen zum Ausschluss des Angebots. Die AGB des Auftragnehmers sind als Vertragsbestandteil ausgeschlossen. 

[bookmark: _Toc528319798] Zusätzliche und formale Bestimmungen
Der Auftraggeber ist dazu berechtigt, die Offenlegung der Kalkulationsgrundlagen vom Bieter zu fordern.

Der Bieter kann weitere Erläuterungen, die zur Beurteilung des Angebotsformulars erforderlich erscheinen, als Anlage dem Angebot beifügen.

[bookmark: _Toc528319799] Prüfung und Bewertung der Angebote
Die Bewertung der Angebote erfolgt in zwei Prüfschritten:

1. Formale Angebotsprüfung (G-Ausschlusskriterien)
	Als Ausschlusskriterien werden Kriterien bezeichnet, die unbedingt durch die Bieter 	oder die Leistung zu erfüllen sind, d.h. die dahinterstehenden Anforderungen sind für 	den Auftraggeber unverzichtbar. Angebote, die nicht alle Ausschlusskriterien 	uneingeschränkt erfüllen, werden vom Verfahren ausgeschlossen.

2. Prüfung anhand der Bewertungskriterien (H-Bewertungsmatrix) 
Als Bewertungskriterien werden Kriterien bezeichnet, deren Anforderungen differenzierte Beantwortungen durch die Bieter zulassen, die wiederum durch die EA entsprechend der veröffentlichten Bewertungsmatrix (H-Bewertungsmatrix) bewertet werden. 

Im vorliegenden Vergabeverfahren werden die im Angebotsformular (B-Angebotsformular) gemachten Angaben wie folgt gewichtet:

	Angaben zu
	Gewichtung in %

	Inhalt
	20

	Mitarbeiterqualifikation
	20

	Referenzprojekte
	20

	Projektmanagement
	10

	Preis
	30



Das Angebot mit der besten Kennzahl erhält als bestes Angebot den Zuschlag. Sofern die gebildete Kennzahl für die Leistungs-Preis-Bewertung verschiedener Angebote absolut identisch ist, erhält das preisgünstigere Angebot den Zuschlag.

[bookmark: _Toc528319800] Verhandlungs- und Vertragssprache
Die Verhandlungs- und Vertragssprache ist Deutsch.

[bookmark: _Toc528319801] Anerkennung der Verfahrensbedingungen 
Mit der Abgabe eines Angebots werden die vorliegenden Verfahrensbedingungen vom Bieter ausdrücklich anerkannt.

[bookmark: _Toc528319802]Wettbewerbsbeschränkende Absprachen
Wettbewerbsbeschränkende Absprachen sind unzulässig und führen zum Ausschluss des Bieters aus dem Verfahren.

[bookmark: _Toc528319803]Bieterkonstellationen (Bietergemeinschaften, Nachunternehmer)
Bietergemeinschaften sind zugelassen. Bei Angeboten von Bietergemeinschaften und anderen gemeinschaftlichen Bietern sind sämtliche Mitglieder mit Namen und Anschrift zu benennen. Die Bietergemeinschaft hat nach Maßgabe des Dokuments „E-Bietergemeinschaft“ Angaben zur Zulässigkeit der Bietergemeinschaft zu machen.
Fallen ein oder mehrere Mitglieder der Bietergemeinschaft nach der Zuschlagserteilung aus, muss weiterhin die ordnungsgemäße Leistungserbringung sichergestellt sein. Der Auftraggeber ist unverzüglich über den Ausfall zu informieren. Die Aufnahme eines weiteren Mitglieds der Bietergemeinschaft ist zulässig, vorausgesetzt, der Auftraggeber hat das neu benannte Mitglied als geeignet anerkannt.
Unzulässig ist, als Mitglied einer Bietergemeinschaft und gleichzeitig als Einzelbieter anzubieten. Ein solches Verhalten wird als unzulässige wettbewerbsbeschränkende Abrede gewertet und führt zum Ausschluss beider Angebote. Gleiches gilt für den Fall, dass sich ein Bieter an verschiedenen Bietergemeinschaften beteiligt.


Einschaltung von Nachunternehmern:
[bookmark: _GoBack]Sofern ein Bieter/eine Bietergemeinschaft Nachunternehmen einschaltet, bietet er/sie als Generalunternehmer (GU) an. Bei der Einschaltung von Nachunternehmen haftet der Auftragnehmer für die ordnungsgemäße Gesamtabwicklung des Auftrages.

Verpflichtet der Bieter für die Leistungserbringung Nachunternehmer, so sind diese in der Vorlage „F-Nachunternehmer“ namentlich mit den zu leistenden Aufgaben nach Art und Umfang aufzuführen. Die Eignung der Nachunternehmer ist mit sämtlichen geforderten Nachweisen und Erklärungen zu belegen.

Der Auftraggeber hat das Recht, den Nachunternehmer abzulehnen, sofern an dessen Eignung begründete Zweifel bestehen.

Bei der Weitergabe von Aufträgen an Nachunternehmer ist der Bieter und späterer Auftragnehmer verpflichtet:
· bei der Einholung von Angeboten für Nachunternehmeraufträge nach wettbewerblichen Gesichtspunkten zu verfahren und dabei kleinere und mittlere Unternehmen nicht zu benachteiligen,
· dem Auftraggeber mittels der entsprechenden Anlage Name und Anschrift der Unterauftragnehmer sowie deren Berufsgenossenschaft mitzuteilen,
· nur solche Nachunternehmer zu beauftragen, die die gewerbe- und handwerksrechtlichen Voraussetzungen für die Ausführung des zu vergebenden Unterauftrages erfüllen,
· auf Verlangen des Auftraggebers die Einhaltung vorstehender Verpflichtungen sowie Art und Umfang der zur Weitergabe vorgesehenen Leistungen nachzuweisen.

Fallen ein oder mehrere Nachunternehmer nach der Zuschlagserteilung aus, muss weiterhin die ordnungsgemäße Leistungserbringung sichergestellt sein. Der Auftraggeber ist unverzüglich über den Ausfall zu informieren. Die Aufnahme eines anderen Nachunternehmers ist unter der Voraussetzung zulässig, dass der Auftraggeber den neu benannten Nachunternehmer als geeignet anerkennt.
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